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Deulſcher Reichstag. 


110. Sitzung vom 29. April, 11 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 

Die zweite Berathung der Zuckerſteuervorlage wird 
fortgeſetzt mit den Uebergangsbeſtimmungen für die 
Exportprämien. e : : 

Außer den bereits in dem vorigen Bericht mitgetheilten An⸗ 
trägen Dr. Witte (dfr.), Graf Stolberg (konſ.) und Fürſt 

atzfel dt (Rp.) iſt hierzu noch ein Vermittelungsantrag Orterer — 

pahn (Ztr.) eingegangen, welcher die Uebergangszeit 
auf 5 Jahre bemeſſen und in den erſten 3 Jahren eine feſte 
ei von 1,25 M., in den letzten 2 Jahren von 1 M. zus 
ge 


tehen will. 
Referent Dr. Buhl (nl.) berichtet über die Verhandlungen 
der Kommiſſion und über die Gründe, weshalb in derſelben ein 
nicht erzielt werden konnte, ſodaß lein pofitiver 


Einverſtändniß 
Kommiſſionsbeſchluß vorliegt. 1 

Abg. Graf Stolberg⸗ Wernigerode (eonſ.) bezeichnet 
es als eine Ungerechtigkeit, die Exportprämien ohne längere lieber: 
gangszeit aufzuheben. Man bedenke doch, daß den Zuckerfabriken, 
welche hohe Dividenden zahlen, auch ſolche mit ſehr geringen Divi⸗ 
denden gegenüberſtehen, und dieſe würden nach Annahme des frei⸗ 
ſinnigen Antrages eingehen müſſen. Die reichen Fabriken aber, 
welche die Kriſis überdauern können, würden in ihrem Beſtand 
nicht gefährdet werden, ſondern im Gegentheil, wenn die Kriſis 
vorüber, durch das Verſchwinden der kleinen Fabriken konkurrenz⸗ 
loſer als bisher ſein. Läßt man dagegen eine lange Uebergangs⸗ 
eit zu, möglichſt ohne Zeitbeſchränkung im Sinne des e 
Haßzeldt, ſo hat man dadurch ein gutes Kompenſationsobjekt für 
Verhandlungen mit anderen Staaten. Redner wendet ſich zugleich 
aber auch an ſeine politiſchen Freunde mit der Bitte, das Geſetz 
nicht pure N da für die ſteigenden finanziellen Anforde⸗ 
rungen des Reichs Mittel beſchafft werden müßten. 2 

Abg. Fuͤrſt Hatzfeldt (Ry.) ſpricht ſich in gleichem Sinne 
aus, unter der ausdrücklichen Betonung, daß er an keiner Zucker⸗ 
fabrik intereſſirt ſei. Er hält die ſchädliche Einwirkung des Geſetzes 
auf den Abſatz des deutſchen Zuckers für zweifellos und befürchtet 
zugleich ein Herabgehen des Rübenpreiſes, ſodaß alſo die Land⸗ 
wirthſchaft davon in ſtarke Mitleidenſchaft gezogen werde. Es ſei 
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verſtändlich, daß man mit dem Exportprämienſyſtem tabula rasa 


dann am Ruder ſei. 


machen wolle, aber nicht, daß man ſie für eine kurze Uebergangs⸗ 
deus beibehalten wolle (ſehr richtig! links). Entweder ſei die 
eutſche Produktion ſchon heute ohne ortprämien konkurrenz⸗ 
fähig, und dann brauche man dieſe Prämien nicht (Zuſtimmung 
links, im anderen Falle aber werde man ſie auch ſpäter nicht ent⸗ 
behren können. Redner hält auch 5 Jahre als Uebergangszeit nicht 
für angemeſſen; man wiſſe ja garnicht, was für eine Regierung 


Die Geſchichte der Eiſenzölle habe gezeigt, 
wie verhängnißvoll ſolche Uebergangszeiten ſeien. Er empfehle 
ſeinen Antrag als beſten Ausweg. 8 Dre 

Abg. Dr. Witte (dfr.): Wir haben gewiß nicht die geringſte 
Abneigung gegen die Zuckerinduſtrie; ich war im Gegentheil hier 
ſtets der entgegenkommendſte Freund der Zuckerinduſtrie. Wären 
meine früheren Vorſchläge angenommen worden, ſo ſtände es heute 
beſſer um dieſe Induſtrie, ebenio wie es beſſer für dieſelbe wäre, 
wenn heute das Geſetz zur Erledigung gelangt, als wenn die Sache 
wiederum auf ein Jahr vertagt wird. Man übertreiht die Kon⸗ 
kurrenz des Auslandes vielfach. So iſt namentlich die Anſchauung 
eine abſolut irrige, daß von der amerikaniſchen Rübenzucker⸗Produk⸗ 
tion eine Gefahr droht. Trotz aller Bemühungen ſind dort doch 
nur drei kümmerliche Rübenzucker⸗Fabriken zu Stande gekommen, 
und von einer nennenswerthen Produktion, einer überhaupt in Be⸗ 
tracht kommenden Konkurrenz des amerikaniſchen Rübenzuckers iſt 
keine Rede Auch die Konkurrenz Frankreichs iſt nicht zu fürchten. 
Selbſt nach dem Fortfall der Prämien wird Frankreich immer noch 
theurer produziren, als die deutſchen Induſtriellen. Die Zucker⸗ 
Induſtrie wird nach 3, 5 oder 8 Jahren genau ſo daſtehen, wie 
heute, ſodaß dieſe Uebergangszeit in der That gar keinen Zweck 
hat. Unſexe Zuckerinduſtrie an ſich befindet ſich ja nicht in un⸗ 
Plunder Entwickelung, wohl aber die vielen erſt auf Grund der 

rämien entſtandenen ſchwach fundirten Fabriken, die auch mit 
Hilfe dieſer Prämien nicht beſtandsfähig ſind. Unngtürlich ent⸗ 
wickelt aber hat ſich der Weltmarktpreis, und dieſer wird erſt nach 
Aufhören der Prämien geiunden. Das Gefährliche des Prämien⸗ 
ſyſtems war aber der überaus ſtarke Anreiz ausgedehnteſter Zucker⸗ 
produktion unbekümmert darum, ob auch ein entſprechender Bedarf 
vorhanden war. Tritt hier eine natürlichere Entwickelung ein, jo 
werden zweifellos die Weltmarktpreiſe dauernd ſteigen. Dieſelbe 
gute Rü ung werden auch die Verhältniſſe des Rübenbaus 
erfahren. Sie werden nicht verſchlechtert, ſondern geſundet werden 
und eine dauernde Geſtaltung erfahren, welche der Landwirthſchaft 
nur zum Vortheil gereicht. 

bg. Orterer (Bir): Meine Parteifreunde ſtehen faſt ein- 
ſtimmig auf dem Standpunkt des von uns eingebrachten An⸗ 
trages, indem wir meinen, daß ein ſchonender Uebergang im 
Inkereſſe der Erhaltung der Zuckerinduſtrie nothwendig iſt. An ſich 
wäre ja auch die Regierungsvorlage acceptabel; da dieſe aber keine 
Ausſicht auf Annahme hat, müſſen wir die Vorlage zu einer Form 
umgeſtalten, welche auch der Regierung acceptabel iſt. Man kann 
bier nicht den prinzipiellen Standpunkt einer ſofortigen Beſeitigun 
der Exportprämien aufrecht erhalten. Es tft mir zweifelhaft, ob au 
unter den Freiſinnſgen in der Zuckerſteuerfrage Einſtimmigkeit 
berrſch. Das Organ von Herrn Richter hat ja ausdrücklich erklärt, 
daß er ſich mit dem Antrag Witte nicht identifizire. Es fragt ſich 
alſo, ob es ſich hier um einen Antrag der freiſinnigen Fraktion oder 
nur einzelne Mitglieder derſelben handelt. Ich glaube, daß ein 
Theil der Freiſinnigen ſich wobl mehr der Mitte des Hauses in 
ihren Anſchauungen nähern wird. Redner wendet ſich im Weiteren 

egen die Anſchauung der Konservativen, daß die Aufhebung der 
Hortprünen den Ruin des Rübenbaues bedeute. Im Gegentheil, 
in Süddeutſchland babe dies Prämienſyſtem es ‚gerabe unmögli 
emacht, Zuckerinduſtrie und Rübenbau zu treiben. Die dur 
Prämien geſchaffene Ueberproduktion könne nur zu leicht zu einer 
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Kriſis für die Landwirthſchaft führen, gegen die es keine geſetzliche 
Hilfe gebe. Die Abſchaffung der Exportprämien werde nicht den 
Rübenbau beeinträchtigen, ſondern höchſtens zu einer Schmälerung 
der hohen Dividenden der Zuckerfabriken. ie ſcharfe Oppoſition 
gerade der regierungsfreundlichen Parteien jet daher ganz unberech⸗ 
tigt, und nur künſtlich könne hier eine wirkliche Beunruhigung ent⸗ 
ſtehen. Redner hofft, daß es trotzdem zu einer Verſtändigung der 
Parteien im Sinne des Zentrumsantrages kommen wird. Bezug⸗ 
nehmend auf die ablehnende Stellungnahme der Regierung zur 
Aeternität der Prämien, erklärt er ſich gegen den Antrag Habfeldt. 
Er theile im Weſentlichen die Auffaſſung der Regierung, daß der 
beſtehende Zuſtand geändert werden müſſe, und ſein Antrag ge⸗ 
währe den beſten Uebergang, und wirke zugleich durch ſeine glei⸗ 
tende Skala einer Neubegründung von Zuckerfabriken entgegen. 
Redner erklärt zum Schluß, daß bei Ablehnung ſeines Antrages 
ein großer Theil ſeiner Freunde für die Regierungsvorlage tim 
men werde. 

Schatzſekretär Frhr. v. Maltzahn: Die verbündeten Regie⸗ 
rungen werden erſt nach dem Vorliegen der vollſtändigen Be⸗ 
ſchlüſſe zweiter Leſung zu denſelben Stellung nehmen, ſo daß ich 
jetzt für dieſelben keine bindenden Erklärungen abgeben kann. 
Perſönlich aber ſcheint mir der Antrag Orterer am wenigſten von 
der Vorlage ſich zu entfernen, während die andern Anträge einen 
weit größeren finanziellen Ausfall zur Folge haben werden. Der 
Antrag Graf Stolberg wird ein Minus von im ganzen 80 Millionen 
bedeuten, der Antrag Hatzfeld allerdings nur von 10 Millionen, 
dieſer hat aber dafür den Nachtheil, daß er die Verhältniſſe der 
Zuckerinduſtrie auf Kündigung ſtellt. Der Antrag Orterer bedeutet 
einen finanziellen Verzicht auf 46 Millionen; ihm ſtehen die ge⸗ 
ringſten Bedenken gegenüber. Der Antrag Witte iſt ja finanziell 
am günſtigſten; er entfernt ſich aber mit am weiteſten von der 
Anſicht der verbündeten Regierungen, welche eine Uebergangszeit 
für die Zuckerinduſtrie und die Landwirthſchaft für nothwendig 
halten. In dieſer Uebergangszeit ſoll die deutſche Zuckerinduſtrie 
zunächſt in der Lage ſein, die ſchon abgeſchloſſenen Verträge zu 
halten, und die drei weiteren Uebergangsjahre ſollen der deutſchen 
Zuckerinduſtrie Zeit verſchaffen, um den Betrieb erforderlichenfalls 
nach der Richtung zu ändern, daß ſie nach wie vor dem Auslande 
gegenüber konkurrenzfähig bleibt, und zugleich den Anreiz dazu 
geben, daß das Ausland unſerem Beiſpiel folgt. Sollte ſich in⸗ 
zwiſchen herausſtellen, daß beide Vorausſetzungen ſich nicht er⸗ 
füllen, dann hat die Regierung die Möglichkeit, erneute Erwä⸗ 

ungen behufs anderweiter Geſtaltung der Geſetzgebung anzu⸗ 
ellen. (Hört, hört! rechts!) Zur Zeit aber glauben die verbün⸗ 
5 e daß ſie mit ihren Vorſchlägen auf dem richtigen 
ege ſind. f 3 5 x : 
9h. Ulrich (Soz.) erklärt ſich geamn die Zuckerſteuer, wie 
gegen jede indirekte Steuer, an deren Stelle er eine progreſſive 
Einkommenſteuer vorſchlägt. Die Prämien öffneten der kapftaliſti⸗ 
ſchen Spekulation Thür, und Thor ihr ſofortiger Fortfall ſei eine 
Nothwendigleit. 

Abg. v. Koscielski (Pole) betrachtet die ganze Frage we⸗ 
ſentlich vom Standpunkte der Landwirthſchaft des Oſtens und könne 
deshalb der Regierungsvorlage nicht zuſtimmen, freue ſich aber, 
daß die Regierungen ſich entgegenkommend zeigten. Jede Vorlage 
ſei für die Landwirthſchaft des Oſtens unannehmbar, die die Prä⸗ 
mien früher aufgebe, als die anderen Stagten. Der Antrag Hatz⸗ 
feldt komme ſeiner Aufforderung am nächſten, gewähre aber auch 
noch nicht das Maß deſſen, was die Landwirthſchaft jetzt genieße. 

Abg. v. Bennigſen (rnatl.): Das Schickſal der Material: 
ſteuer iſt entſchieden — es kann ſich nur noch um die Uebergangs⸗ 
frage handeln. Und da muß man doch ſagen, daß beſtimmte Ueber⸗ 
gangsfriſten beſſer find, als unbeſtimmte, die eine ſtete Beunruhi⸗ 
gung und Agitation in Preſſe und Land ermöglichen. Ich halte 
die Vorſchläge der Regierung nicht für ganz genügend. Etwas 
mehr muß für die Zuckerinduſtrie geſchehen. Redner polemiſirt 
dann gegen die Ausführungen der Abgg. Dr. Orterer und Witte, 
Die Anträge Hatzfeldt und Stolberg thäten des Guten etwas zu 
viel. Der Antrag Hatzfeldt verewige die Agitation und ſchafße 
dauernde Unſicherheit für die Zuckerinduſtrie. Die Zuckerinduſtrie 
würde dann eine Wahlfrage werden. Der Antrag Stolberg wolle 
eine Uebergangszeit bis zum Jahre 1900. Das iſt doch für die 
Verhältniſſe unſeres ſchnellbewegten Verkehrslebens eine zu lange 
Friſt. Am geeignetſten erſcheint noch der Antrag Orterer⸗Spahn, 
für den deshalb die nationalliberale Fraktion ſtimmen werde. 

Abg. Schrader (freif.): Die Erklärungen des Hrn. v. Maltzahn 
haben mich ſehr überraſcht. Er hat ausgeführt, daß nach Ablauf 
der Uebergangsfriſt noch immer eine Erwägung darüber eintreten 
könne, die Prämien weiterzuführen. Daraus ergiebt ſich, daß die 
Vorlage nicht den Zweck habe, die Prämienwirthſchaft abzuſchaffen, 
ſondern vor Allem und allein vermehrte Einnahmen zu ſchaffen. 
Hätten wir das früher gewußt, ſo hätten wir uns viel Mühe er⸗ 
ſparen können. Die Regierungen werden das finanzielle Plus 
ſicher erreichen, nicht aber Beruhigung ſchaffen auf dem Gebiete 
der Zuckerinduſtrie. Wenn Deutſchland ſeine Beſchlüſſe auf dieſem 
Gebiete nicht als definitive bezeichnet, ſo wird das Ausland natür⸗ 
lich leine Veranlaſſung haben, unſerm gar noch nicht definitiv ge⸗ 
gebenen Beiſpiel zu folgen. Meine politiſchen Freunde ſind ſicher 
nicht in der Lage, was fie ſonſt wohl gethan hätten, über 
unſern Antrag hinauszugehen. Ich theile die hier von der 
Aufhebung der Prämien gehegten Befürchtungen keineswegs. 
Die Konkurrenz Frankreichs iſt nicht zu fürchten, die Auf⸗ 
hebung der Prämien würde auf den Weltmarktverein nur geſun⸗ 
dend wirken. Den Anhängern der Prämiengewährung möchte ich 
doch bemerken, daß man doch gar kein Recht hat, den Fabriken 
Prämien zu geben, die ihrer nicht bedürfen, und andererfeits den 
Todeskampf der nicht lebenskräftigen Fabriten durch die Prämien 
in die Länge zu ziehen. Die Beibehaltung der Prämien iſt auch 
bedenklich in rein ſozialer Beziehung; die Arbeitslöhne der Zucker⸗ 
fabrifarbeiter find keineswegs in dem Maße geſtiegen, wie die 
Einnahmen und Vergünſtigungen der Zuckerinduſtriellen Sie 
werden unter keinen Umſtänden vermeiden, daß, wenn die Prämien 
beibehalten werden, dies einen wichtigen Faktor im Wahlkampfe 

eben wird. Wir ſind aus all dieſen Erwägungen heraus nur im 
tande, für unſern Antrag und für die Aufhebung der Prämien 
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zu ſtimmen. Wird der Antrag abgelehnt, ſo wird er wiederkommen 
müſſen, vielleicht dann in einer Zeit, wo es um die Zuckerinduſtrie 
ſchlechter ſteht, als heute. (Beifall.) 

Staatsſekretär v. Maltzahn erwidert dem Vorredner, daß 
er erklärt habe, es ſei geboten, mit den Prämien zu brechen, aber 
eine Uebergangszeit zu ſchaffen. Nach Ablauf dieſer Uebergangs⸗ 
ie würde es dann eines befonderen geſetzgeberiſchen Akts, einer 
lebereinſtimmung von Bundesrath und Reichstag bedürfen, um 
entgegen der jetzigen Vorlage die Prämien fortbeſtehen zu laſſen. 
Er ſei der Anſicht, daß bis zu jenem Zeitpunkt die Prämien der 
anderen Staaten aufgehoben ſein würden und daß ein Rückgan 
der deutſchen Zuckerinduſtrie nicht eintreten würde. Sollte fi 
dieſe Anſchauung wider Erwarten nicht beſtätigen, jo würden doch 
natürlich die geſetzgeberiſchen Faktoren in eine neue Erwägung der 
Frage eintreten müſſen. 

Abg. v. Staudy (fonf.) erklärt ſich gegen die Vorlage und 
gegen die Anträge, er halte jede Aenderung des gegenwärtigen Sy⸗ 
ſtems für eine Schädigung der Landwirthſchaft und müſſe ſich des⸗ 
halb ablehnend auch gegen den Antrag Stolberg verhalten. 

Abg. Uhden (konſ.) beantragt, in dem Antrage Hatzſeld die 
Worte „bis auf Weiteres“ zu ſtreichen. 

„Die Dehatte wird hierauf geſchloſſen und der Antrag Hatzfeld 
mit dem Zuſatz Uhden abgelehnt. 

In namentlicher Abſtimmung wird hierauf der Antrag 
5 10 5 (JUebergangszeit von 8 Jahren) mit 228 gegen 18 Stimmen 
abgelehnt. 

Der Antrag Orterer⸗Spahn, für den das ganze Zentrum, 
faſt ſämmtliche Nationalliberale und vereinzelte itglieder der 
Rechten ſtimmen, wird in namentlicher Abſtimmung mit 142 
gegen 104 Stimmen gleichfalls abgelehnt, ebenſo die Faſſung 
Dr F Die Uebergangsbeſtimmungen ſind damit 
bejeitigt. 

Die Berathung geht nun zu § 2 über, der die Konſum⸗ 
ſteuer, die bisher 12 M. betrug, auf 22 M. erhöhen will. 

Dazu beantragt der Abg. Graf Stolberg (foni.) die Konſum⸗ 
ſteuer auf 18 M. feſtzuſetzen; die Mes. Dr. Witte u. ſ. w. bean⸗ 
tragen eine Konſumſteuer von 16 Mk. 

Abg. Dr. Witte (freiſ.) giebt feiner Befriedigung darüber 
Ausdruck, daß das Haus den $ 67 (Uebergangs⸗Beſtimmungen) ab⸗ 
gelehnt und damit die Forderung ſeines Antrags erfüllt habe, und 
befürwortet dann den von ihm beantragten Steuerſatz, der dem 
fiskaliſchen Zweck der Vorlage genügend entſpreche. 

Abg. Graf Hoensbroe geſteht dem Vorredner 
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g. Graf Stolberg (konf.) hält gleichfalls 
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Abg. Richter: in durchaus dafür, daß eine Schadlos⸗ 
haltung der Regierung nach Aufhebung der Materialſteuer wißt 
wird. Ich ſehe aber keinen Grund, deshalb eine Erörterung ein⸗ 
3 au laſſen und bin daher für den bisherigen Steuerſaß von 
12 Mark. 

Stagtsſekretär v. Maltzahn erklärt, daß die Regierungen 
nicht weſentlich unter den vorgeſchlagenen Seen Ken a 
1 der eine höhere Belaſtung des inländiſchen Konſums nicht 

edeute. 

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und der Antrag Stol⸗ 
berg mit 112 gegen 108 Stimmen abgelehnt, ebenſo die Re⸗ 
gierungsforderung, der Antrag Witte, und dann der ganze 8 2. 

$ 64, der den Eingangszoll für die Zeit vom 1. gut 1892 
auf 36 M. feſtſetzt, wird debattelos abgelehnt. 

$ 65, der das Geſetz vom 1. Auguſt 1892 in Kraft treten läßt, 
wird angenommen, ebenſo $ 66. 

Damit iſt die zweite Leſung der Zuckerſteuer beendet. 

Naächſte Sitzung: Donnerſta 8 1 Uhr (Handelövertrag mit 
Marokko, kleinere Vorlagen und Petitionen). 
Schluß 5 Uhr. 


Preußziſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
77. Sitzung vom 29. April, 11 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
Die zweite Etatsberath 20 wird fortgeſetzt mit dem 
Etat für Handel und Gewerbe. 

Beim Kapitel: Gewerbliches Unterrichtsweſen 

jagt auf eine Anregung des Abg. Dr. Lotichius (fib.) 
Unterſtaatsſekretär Magdeburg die Fürſorge der Regierung 

für die Errichtung und Förderung von Schifferſchulen zu. 
Abg. Friedrichs (natl) wünſcht für den nächſten Etat die 
Einſtellung größerer Mittel für gewerbliche Fachſchulen und eine 
beſſere Regelung der Gehaltsverhältniſſe der Lehrer an dieſen 


Schulen. : 

Abg. Sombart (nat.⸗lib.) tritt für die Gründung zahl⸗ 
1 techniſcher Mittelſchulen als Vorſchulen für die Polytech⸗ 
niker ein. 

Beim Titel Gewerbeſchulen für Hannover ergreift 
das Wort 

Miniſterpräſident v. Caprivi: Die Gewerbeſchule zu Han⸗ 
nover hat im vorigen und in dieſem 577 7 ſeitens der Regierung 
Unterſtützungen aus dem Welfenfonds bekommen und der 
Welfenfonds iſt es, um deſſen Willen ich mir das Wort genommen 

abe. Die Regierung empfindet das Bedürfniß, ſich dem hohen 
Haufe gegenüber auszusprechen über die duschen über 
den Welfenfonds hat, über die Weiſe, wie er bish wal 
worden iſt und über das, was ſie in Zukunft zu thun beabſichtigt. 
Vor reichlich einem Jahre beſchäftigte ſich das Staatsminiſterium 
in einer Sitzung mit dieſer Frage, und es war die einſtimmige 
Anſicht der Mintiter, daß, wenn es möglich wäre, dem Welfenfonds 
eine andere Verwaltung zu geben, das nur im Intereſſe des Staats⸗ 


ministeriums und des Landes fliegen tönne. (Sehr wahr! links.) Die Regierung ſtand alſo en vorigen Jahres davon 
a 


Man trat nun der Frage näher, wie die Sache bisher geweſen 
war, und es ſtellte ſich heraus, daß man auf Einzelheiten 
für die Vergangenheit verzichten müßte, daß es 
nicht möglich war zu ermitteln, wie der Fonds 
in den letzten 20 Jahren im Einzelnen verwaltet 
wurde. Geheime Fonds werden allgemein dechargirt durch die 
Reſſortchefs. Am Jahresſchluß beſcheinigte der Reſſortchef, daß 
der Fonds der Beſtimmung gemäß verwaltet worden iſt. Das⸗ 
ſelbe Verfahren war für den Welfenfonds eingeführt worden, nur 
mit der Aenderung, daß als Reſſortchef hier der Kaiſer auftrat 
und die Miniſter, welche Theile des Welfenfonds verwendet hatten, 
dechargirte. Es find darauf Jahr für Jahr ſämmt⸗ 
liche Rechnungen und Quittungen über die Aus⸗ 

aben des Welfenfonds verbrannt worden, ſo daß 

elege nicht da waren, die uns 1 hätten, die Geſchichte rück⸗ 
wärts zu verfolgen, wie der Welfenfonds verwendet worden iſt. 
Wir mußten uns damals auf das Ganze beſchränken und konſta⸗ 
tiren, daß alljährlich ſich das Staatsminiſterium über die Ver⸗ 
wendung dieſes Fonds ſchlüſſig geworden war. Es iſt ein Theil 
dem Finanzminiſter zur Verwendung gegeben worden, ein Theil 
dem Miniſter des Innern, und den bei weitem größten Theil hat 
der Miniſterpräſident theils als Miniſter des Auswärtigen, 
theils als Miniſterpräſident erhalten, und die Verwendung des 
Fonds ſelbſt war niemals weiter feſtzuſtellen, als was ohnehin be⸗ 
kannt iſt, daß man die Auffaſſung angenommen hatte, der Fonds 
ſei im Sinne des Geſetzes, welches zur Beſtimmung des Fonds 
macht, den gegen Preußen gerichteten Unternehmungen des Königs 
Georg und ſeinen Agenten entgegenzutreten, verwandt worden, und 
daß man dieſe Zweckbeſtimmung des Geſetzes dahin ausdehne, daß 
nicht bloß unmittelbar ſolchen Umtrieben entgegengetreten 
werden müſſe mit den Mitteln des Fonds, ſondern auch mittelbar. 

Die Deduktionen, die über den Fonds in der Preſſe ſtattge⸗ 
funden haben, gaben mir zu dem Glauben Anlaß, daß im Lande 
vielfach die Meinung verbreitet iſt, es wäre das nicht allein ein 
unberechtigtes, ſondern auch heimliches und widerrechtliches Ver⸗ 
fahren der Regierung. Was die Rechtsfrage angeht, ſo iſt die Re⸗ 
gierung in der Verwaltung des Welfenfonds geſetzli einer 
anderen Kontrolle nicht unterworfen. Zugleich aber 
hat die Regierung auch bona fide gehandelt. Denn was die Re⸗ 
Kerns gethan hat, iſt feit 1869 im Lande bekannt geweſen. Die 

egterung hat ſchon damals den Standpunkt eingenommen, daß fie 
berechtigt ſei, mittelbar und unmittelbar den Angriffen des Königs 
Georg oder ſeiner Agenten gegen Preußen mit dieſen Mitteln ent⸗ 
gegenzutreten. Wir leben in einer Zeit, wo man ſchnell vergißt, 
und ich ſchreibe es dem Umſtande zu, daß in der Preſſe wenig da⸗ 
von die Rede geweſen iſt, vielmehr die Regierung dargeſtellt iſt, 
als wenn ſie ein ſchlechtes Gewiſſen haben müßte. In einem 
Schreiben des Staatsminiſteriums vom 10. Dezember 1869 an den 
Präſidenten dieſes Hauſes wurde mitgetheilt, daß ſich zu Ausgaben, 
welche vermöge ihrer Beſtimmung zur unmittelbaren und mittel⸗ 
baren Abwehr feindlicher Unternehmungen in die Kategorie des 
Geſetzes fallen, in den neu erworbenen Landestheilen reichliche Ge⸗ 
legenheit gegeben habe, um es nicht zur Anſammlung von Beſtän⸗ 
den des ſequeſtrirten Vermögens kommen zu laſſen. Dieſelbe Auf⸗ 
faſſung iſt im Jahre 1877 noch einmal an dieſer Stelle zum Aus⸗ 
druck gekommen. Sie hat Widerſpruch erfahren, aber zu keinem 
Beſchluſſe des Hauſes geführt, der die Regierung gehindert hätte, 
dieſe ihre Auffaſſung als die berechtigte anzuſehen. Miniſter Camp⸗ 
auſen wies damals ausdrücklich darauf hin, daß die Majorität des 
lbgeordnetenhauſes, wenn ſie über die Auslegung des Geſetzes 
eine andere Meinung gehabt hätte als Fürſt Bismarck, eine ent⸗ 
ſprechende Cautele in das Geſetz hineingebracht hätte. 

Weiter war die Regierung der Anſicht, daß die Ausgaben be⸗ 
rechtigt und zu der mittelbaren Abwehr gehörten, die in den be⸗ 
treffenden Propinzen, Kurheſſen und Hannover, gemacht 
wurden. Es ſind Kirchen, Kaſernen gebaut worden, öffentliche 
Unternehmungen der verſchiedenſten Art zu Nutz und Frommen 
der betreffenden Provinzen aus dieſem Fonds. Und das iſt auch 
keineswegs im Geheimen geſchehen oder ein Uſus oder Abuſus 

eweſen, der ſich nach und nach eingeſchlichen hätte, ſondern im 
Kommiſſtonsbericht vom Jahre 1869 wird erklärt, die Auffaſſung 
der Regierung hätte die Zuſtimmung der Kommiſſion gefunden. 

Das iſt der Standpunkt, den die Regierungen 20 Jahre hin⸗ 
durch eingenommen haben, und den das Staatsminiſterium im 
nr vorigen Jahres zu ändern für wünſchenswerth hielt. 

s iſt damals zu einer 1 nicht gekommen, indem, als 
man der Sache näher trat, erhebliche Bedenken ſich herausſtellten. 
Man ſah ein, daß die Aenderung nicht ſo ganz einfach war, wie 
es auf den erſten Augenblick ſchien. Zunächſt war der Zeitpunkt 
nicht günſtig in Bezug auf die Wirkung nach außen hin, in Bezug 
auf die Beziehungen zu außerhalb Preußens lebenden Menſchen 
und zu andern Ländern. Ebenſo wenig günſtig war der Zeitpunkt 
nach innen hin; die Regierung mußte ſich zu ihrem Bedauern 
ſagen, daß in einem Moment, wo die welfiſche Agitation gerade 
in der ichen annover an Kraft gewonnen hatte, wo die Zahl 
der welfiſchen Abgeordneten zugenommen hatte, es doch bedenklich 
wäre, den Fonds ganz aus der Hand und in die Han 
der Gegner zu geben, welche die Neigung haben, welfiſche Um⸗ 
triebe zu ſchüren. Dazu kam, daß ein Theil von Ausgaben aus 
dieſem Fonds ſehr zarter Natur iſt, die ſich ſchwer löſen läßt. Es 
find Penſionen herausgezahlt worden an verſchiedenen Stellen, 
5 ohne rechtliche Verbindlichkeit für die Fortzahlung, die aber 

och die Empfänger in dem Glauben empfangen haben, ſie würden 
ortgezahlt werden. Es find Inſtitute daraus unterſtützt worden, 

ie ebenſo wie ein Theil dſeſer den welfiſchen Bewohnern der 
From Hannover ſehr nahe liegen, und ich glaube, wenn dieſe 

ahlungen aufgehoben würden, würde der welſiſchſte Hannoveraner 
unzufrieden damit ſein. Weiter mußte der Regierung fragli 
werden, ob, wenn eine Aenderung im Verfahren eintritt, eine 
räumliche Begrenzung für die Theile des Welfenfonds, die nich 
direkt gegen die Abwehr von Angriffen des Königs Georg erforder⸗ 
lich ſind, durchführbar iſt, ob es wi ift, die Revenüen, über 
die die Regierung verfügen kann, blos für die Provinz Hannover 
auszugeben, oder ob ſie auch an anderen Stellen benutzt werden 
ſollen. Es kam endlich zur Sprache, wie den Bedürfniſſen 
des Reichs abgeholfen werden ſoll, welche zum Theil aus dem 
Welfenfonds befriedigt ſind, dem Bedürfniß nach einem großen 
Fonds zu geheimen Ausgaben. Auf dem Etat des Aus⸗ 
wärtigen Amtes des deutſchen Reiches ſtehen Ale 48 000 M. 
für geheime Ausgaben. Der Fonds hat ſich ſeit vielen Jahren in 
ſeiner Höhe nicht geändert, und brauchte ſich nicht zu ändern, weil 
er aus dem Welfenfonds ausgefüllt wurde. Daß aber ein großes 
Reich mit einer Kae Summe ſeine geheimen Ausgaben nicht 
beſtreiten kann, iſt zweifellos. Man würde dieſe Summe nahezu 
ver zehnfachen können, wenn man denjenigen Betrag auf⸗ 
bringen wollte, der unbedingt erforderlich iſt; einen Betrag, wie 
ihn alle anderen Staaten ausgeben. Wir ſind in dieſer Beziehung 
ſparſamer als alle anderen Staaten. Durch die Perſonalunion des 
preußiſchen Miniſters des Auswärtigen und des Reichskanzlers 
war es nahe gelent, nicht zu untericheiden, was preußiſche Aus⸗ 

aben und was Reichsgusgaben ſind. Preußen hatte ein lebhaftes 

ntereſſe daran, das Reich zu ſtärken; denn die Unternehmungen 
des Königs Georg richteten ſich auch gegen das Reich. Es iſt 
klar, daß ein ungleich höherer Fonds für geheime Ausgaben dem 
Reichskanzler und Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes zur 
Seifen ond geſtellt werden muß als die 48 000 Mk., damit auf den 
Welfenfonds verzichtet werden kann. 


— 


d haben ſollte, in dieſer Beziehung die Einſicht zu ſcheuen. 


ab, einen definitiven Beſchluß zu faſſen. Sie behielt aber im Auge, 
daß dieſe Dinge geändert werden ſollten, und bat ſich jez 
ſchlüſſig gemacht, daß fie des feſten Willens iſt, 
in der nächſten Seſſion einige Sätze vorzulegen 
auf eine Aenderung in der Verwendung des Welfenfonds. Es 
wird davon abzuſehen ſein, daß der Welfenfonds im nächſten 
Jahre dem hannoverſchen Hauſe zurück ezu zahlen tft, 
ebenſo, daß er zur Staatskaſſe zu vereinnahmen iſt. 

edenfalls wird aber feſtzuhalten ſein, daß eine Sparkaſſe aus dem 

elfenfonds nicht werden wird. Es wird nur die Zweck⸗ 
beſtimmung geändert und erweitert werden, die Verwaltung 
durchſichtiger gemacht und auch dem Lande ein Einblickund 
eine Kontrolle darüber gegeben werden. (Hört! hört! links. 
Indeſſen liegen nach dieſer Richtung Schwierigkeiten vor, die ſi 
nicht ſo ſchnell heben laſſen, ſodaß wir vollends in dieſer vorge⸗ 
ſchrittenen Seſſion im Stande fein könnten, einen Geſetzentwurf 
vorzulegen. Ich glaube gethan zu haben, was die Regierung thun 
kann, um der über dieſe Sache in der öffentlichen Meinung ent⸗ 
ſtandenen Agitation und Beunxuhigung entgegenzutreten. 

Abg. Rickert (dfr.): Sie werden mit mir Genugthuung 
darüber empfinden, daß die Regierung das e gefüblt hat, 
dem Lande und ſeiner Vertretung eine offene Mittheilung über 
ihre Abſicht in Betreff der Verwaltung des Welfenfonds zu geben. 

sir find dem Reichskanzler dafür dankbar, daß er nicht erſt uns 
dazu gendtbint hat, die Sache zur Sprache zu bringen. Es gereicht 
dem Reichskanzler zur Ehre, daß er zur Vertheidigung ſeines Vor⸗ 
gängers alle Momente aus den Akten hervorgeſucht hat, welche ſich 
überhaupt nur darin finden; ich bedauere aber, daß er dabei an 
denjenigen Punkten zu ſchnell vorübergegangen iſt, die gegen die 
Jung aft i der früheren Regierung ſehr entſchieden ſprechen. 

unächſt iſt der frühere Reichskanzler ſchon im Jahre 1869 eine 
feierliche Verpflichtung eingegangen in Bezug auf die Ausgaben, 
die leider niemals erfüllt worden iſt. Als man 1869 die Eventugli⸗ 
täten beſprach — namentlich Abg. Virchow hat ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung als ſehr vorausſehend erwieſen — da erklärte der Miniſter⸗ 
präſident am 30. Januar 1869, es ſolle natürlich nicht eine halbe 
Million gebeimer eren gebraucht werden, dafür ſei keine Ver⸗ 
wendung, und die Verantwortung für eine ſolche Summe könne er 
nicht übernehmen, es würden ſich andere Verwendungen finden, die 
die nachträgliche Genehmigung und Zuſtimmung des Hauſes finden 
würden. Gört! hört! links.) 

Daß niemals in Bezug auf die Interpretation in der Ver⸗ 
wendung ein ausdrüdlicher Beſchluß des Hauſes gefaßt worden iſt, 
iſt richtig. Das Haus hat in ale enge zu viel Vertrauen ge⸗ 
habt, und wir ſehen auch bei dieſer Gelegenheit, daß Mißtrauen 
eine der nothwendigſten Grundlage des konſtitutionellen Lebens iſt. 
(Zuſtimmung links.) Diejenigen, die aber unbedingt dieſer Inter⸗ 
pretation des früheren Reichskanzlers damals entgegentraten, ſind 
Männer, die heute in Amt und Würden ſtehen. Herr v. Bennig⸗ 
ſen erklärte 1882 ſeine ausdrückliche Uebereinſtimmung mit dem 
Abg. Dirichlet: er begreife es nicht, wie man die ganzen Jahre 
hindurch ſämmtliche Revenuen aus dem Fonds hätte ausgeben 
können, und der Abg. Miguel, der jetzige Finanzminiſter, hat 1877 
— das gereicht ihm zur Ehre Fenerun — ausdrücklich im Ge⸗ 
genſatz zur Interpretation der Regierung erklärt, unter dem Be⸗ 
griff Abwehr könnten nur politiſche Mittel verſtanden werden, 
welche unmittelbar dieſe Zwecke betreffen. Auch der Führer der 
Freikonſervativen Graf Bethuſy hatte bei der Berathung des Be⸗ 
ſchlagnahmegeſetzes den Antrag geſtellt, einen Theil der zu ver⸗ 
wendenden Mittel ausdrücklich durch den Etat gehen zu laſſen. 
Die Interpretation iſt alſo a Die Führer der Majorität 
dieſes Hauſes haben ihr widerſprochen. 

Indeß die Vergangenheit will ich heute nicht berühren. Die 
Frage aber wird von der Tagesordnung nicht verſchwinden, und 
die Landesvertretung wird die i haben zu erörtern, ob 
nicht die frühere Regierung und insbeſondere 
der Leiter derſelben verantwortlich iſt für die 
Ausführung dieſes Geſetzes. (Unruhe rechts.) Nun hat 
der Miniſterpräſident erklärt, die Regierung ſelber habe ſich Aus⸗ 
kunft verſchaffen wollen über die Verwendung und ſei dazu nicht 
im Stande geweſen. Das hätte ich bis zu dem Augenblick, wo 
er es ſagte, für unmöglich gehalten. (Sehr wahr! 
links.) 1877, it uns von der 1 eine andere 
Mittheilung über die Art der Verwendung gemacht wor⸗ 
den: Die Verwendung erfolge durch Beſchluß des Staats⸗ 
miniſteriums, jedem Miniſter würden dann die einzelnen Summen 
zur Verfügung geſtellt, daß ſie ſelbſtändig darüber verfügten. 
Nun hören wir heute, daß der Miniſterpräſident der allein ver⸗ 
antwortliche Träger geweſen iſt und daß er nur durch eine Kabinets⸗ 
ordre Deckung fand, und nachdem Decharge durch die Kabinetsordre 
erfolgte — und das iſt das abſolut e — die Rechnungen 
und Belege verbrannte. (Hört, hört! links) Zu welchem Zwecke? 
Dieſe Thatſachen haben uns merklich berührt, gerade bei der preu⸗ 
ßiſchen Verwaltung, der ein Oberrechnungskammergeſetz zur Ehre 
gereicht hat, die ihren Stolz immer darin geſucht hat, bis in die 
kleinſten Details einzudringen und die auch wahrlich keinen Wi 

a 
verbrennt man die Belege, ſo daß eine jpätere Zeit gar keine Rechen⸗ 
ſchaft mehr fordern kann? 

ch erkläre für mich, daß die Frage der Aufhebung der Be⸗ 
ſchlagnahme durchaus verſchieden iſt von der Frage, wem die Gel⸗ 
der gegeben werden ſollen. Für mich kommt nur das konſtitutio⸗ 
nelle Bedenken in Betracht, daß die ungeſetzliche ag aus 
der Welt geſchafft werde. Weshalb ſoll der Zeitpunkt in Bezug 
auf das innere Moment nicht günſtig ſein? Sieht die e 
denn nicht, daß der 8 für die Welfen zehnmal mehr 
agitatoriſch gewirkt hat, als wenn er nicht dageweſen wäre? (Sehr 


ch] richtig! links.) Hat Sie das Sozialiſtengeſetz nicht belehrt, welchen 


Erfolg Repreſſivmaßregeln haben? Ich bin der Meinung, gerade 
im Intereſſe der Beſeitigung der wel 1 55 Agitation, der Verſöh⸗ 
nung der Hannoveraner, wäre es nothwendig, reinen Tiſch zu 
machen, ſo oder ſo die Verwendung geſetzlich feſtzulegen. 

Zum Schluß frage ich den Herrn iu der nach welchen 
Grundſätzen 05 der Fonds in der Zwiſchenzeit bis zur 
Einbringung der Vorlage verwendet werden? Es tim 
Publikum die Meinung verbreitet worden, daß Zeitungen Revenüen 
aus dieſem Fonds bekommen haben, daß einzelne politiſche Perſön⸗ 
lichkeiten Subventionen bekommen haben, die mit der welfiſchen Agi⸗ 
tation abſolut nichts zu thun haben. Darüber möchte ich eine be⸗ 
ruhigende Erklärung Baden: daß die Regierung eine derartige unzu⸗ 
läſſige Verwendung nicht mehr Platz greifen läßt. 

Minifterpräfident p. Caprivi: In Bezug auf das Interi⸗ 
miſtikum kann ich den Abg. Rickert beruh 5 Die Regierung wird 
während deſſelben nach denjenigen Grundſätzen verfahren, die ſie 
für Recht 115 und im künftigen Geſetz zum Ausdruck bringen will. 
Daraus folgt aber nicht, daß ich mit dem 1. 8 Rickert in Bezug 
auf den brennendſten Punkt ſeiner Rede, die Verbrennung der Be⸗ 
läge (Heiterkeit) einer Meinung bin. Er muß keine Ahnung davon 
haben, wie geheime Ausgaben entſtehen, wie ſie gezahlt und ge⸗ 
bucht werden, wenn er glaubt, man könne mit einer großen Anzahl 
ſolcher Ausgaben uberhaupt anders verfahren. In meiner Dienſt⸗ 
zeit als Soldat bin ich im Kriege oft in der Lage geweſen, ſolche 
Ausgaben machen zu müſſen. Ich habe mich manchmal genirt, mir 
eine Quittung ausſtellen zu laſſen, aber die Quittung aufzubewah⸗ 
ren, wäre ſträflicher Leichtſinn geweſen. Es exiſtiren auch heute Aus- 
gaben, über die wir Quittungen nach wie vor verbrennen werden. Die 
Ausgaben aus geheimen Fonds unterliegen nur der Kontrolle des 


Reſſortschefs, eben weil das Geheimniß, 975 Zweck dieſe Fonds 
ſind, verletzt werden würde, wenn man noch andere Menſchen ein⸗ 
weihen würde. Bei allem Entgegenkommen gegen das Haus wird 
es von manchen Ausgaben geheimer Natur nicht ein Wort erfahren. 
— auswärtige Amt iſt gar nicht in der Lage, eine Andeutung zu 
machen. 

Ich kann verſichern, daß dem Miniſter des Innern der Theil 
des Welfenfonds, den er bekommen hat, zur Laſt ſſt, und daß >, in 
dieſem Jahre den größten Theil feines Antheils mir wiedergegeben 
hat. Ich habe nun bei früheren Gelegenheiten betont, daß es ein 
Köhlerglaube iſt, daß für die preußiſche oder deutſche Preſſe aus 
dem Welfenfonds große Summen ausgegeben find, das iſt bei Wei⸗ 
tem nicht in dem Umfange Pi dun — fo weit ich das überhaupt 
rückwärts verfolgen kann. Da muß ich mich natürlich verklauſu⸗ 
liren. Das iſt minimal im Vergleich zu dem, was man im Lande 
und in der Preſſe darüber glaubt. 2 * 

Abg. Dr. Brüel (Welſe): Wir Hannoveraner konnten nicht 
wiſſen, daß heute die Sache zur Sprache kommen würde, weil wir 
nicht wußten, daß die Beihilfe für die Gewerbeſchule in Hannover 
aus dem Welfenfonds gegeben wird. Ebenſo iſt es mit den aus 
dem Welfenfonds gebauten Bahnhöfen u. drgl. Hätten wir Han⸗ 
noveraner das gewußt, jo würden wir Bedenken tragen mülſſen, 
derartige Geſchenke anzunehmen. Der Miniſterpräſident hat 
von mittelbarer und unmittelbarer Abwehr der Angriffe des 
Königs Georg geſprochen; er hat aber kein Wort davon geſagt, 
ob ſolche Angriffe noch weiter beſtehen. Nach dem Tode des ein: 8 
Georg durften aber zweifellos die Revenuen des Königs nicht 
weiter verwendet werden. Jedes unparteiiiche Gericht würde 
ſo entſcheiden. Leider iſt aber bei dieſer gez die nur eine 
Frage des Rechtes iſt, vom Rechte garnicht die Rede, ſondern nur 
von Intereſſen. Die Regierung befindet ſich in einem großen 

rrthum, wenn fie glaubt, daß die Wahl der Welfen in den 

eichstag aus einer künſtlichen, von auswärts hineingetragenen 
Agitation hervorgegangen tft; es iſt nur die Wirkung des e 
und des verletzten Rechtes und der unterdrückten Selbſtändigkeit 
des bannoverſchen Landes Dieſes Gefühl kann nicht plötzlich be⸗ 
ſeitigt werden, wenn überhaupt je. Dieſe Wunden kann nur die 
Zeit heilen. Wenn man eine ſolche Verwendung für nöthig hält, 
ſo hätte man das vor dem Abſchluß des Vertrages bedenken müſſen, 
aber nicht nach dem Vertrage das gegebene Wort brechen dürfen. 
(Behr richtig) Wenn es wirklich richtig iſt, daß ſelbſt der wel⸗ 
fiſchſt geſinnte Hannoveraner manche Ausgaben aus dem Welfen⸗ 
fonds ungern vermiſſen würde, jo könnte der Minifterpräfident 
den Fonds ganz unbedenklich herausgeben. Er kann ſicher ſein, 
daß ſolche Ausgaben auch vom Herzog von Cumberland ohne jeden 
Anſtand . werden würden. bedauere es, daß die 
Regierung ohne jeden Grund erklärt, ſie könne das Vermögen 
nicht dem herauszahlen, dem es zukommt. 

Abg. Dr. Sattler (nl): Nicht das verletzte Rechtsgefühl 
der Hannoveraner fit die Urſache der Wahl der welfischen Abgeord⸗ 
neten, ſondern allein die Unterſtützung durch die Freiſinnigen und 
Sozialdemokraten in der Stichwahl und die Zunahme der Welſen⸗ 
ſtimmen im neunzehnten hannoverſchen Wahlkreiſe hat ihren Grund 
in der Verſtimmung der dortigen Bevölkerung über die unpopuläre 
Bauverordnung. 

Ich bin erfreut über die Erklärung des Miniſterpräſidenten, 
uns in der nächſten Seſſion eine Vorlage über die Verwendung 
des Welfenfonds zu machen. Die Regierung hat bona fide ge⸗ 
bandelt, denn ihre Auslegung des Beſchlagnahmegeſetzes war ſeit 
dem Jahre 1869 bekannt. Die vorſichtige Haltung der national⸗ 
liberalen Partei hatte ihren Grund darin, daß man von Seiten der 
Altpreußen, namentlich der Fortſchrittspartei, den Verſuch machte, 
den ganzen Vertrag rückgängig zu machen und die Summe dem 
allgemeinen Staatsfonds zuzuführen. Dadurch wäre das Rechts⸗ 
fers der Hannoveraner aufs gröblichſte verletzt, und auch in der 
ürs nächſte Jahr angekündigten Vorlage muß alles vermieden 
werden, was wie eine Konfiskation ausſieht. 

Abg. Rickert: Ueber die Vorgänge in der nationalliberalen 
und Fortſchrittspartei iſt der Vorredner ſchlecht unterrichtet. Die 
Jortſchrittspartei hat niemals eine Aufhebung des Beſchlagnahme⸗ 
geſetzes verlangt. Abg. Dirichlet bat ausdrücklich am 28. März 
1882 erklärt, die Frage der Beſchlagnahme ſei eine nebenſächliche, 
ihn intereſſire nur die konſtitutionelle Kontrolle der Verwendung. 
Der Miniſterpräſident war ungehalten, daß ich das Verbrennen 
der Papiere urgirte. Dieſe Verbrennung der Papiere auf Ver⸗ 
anlaſſung des Fürſten Bismarck iſt der ſtrikteſte Gegenſatz von dem, 
was er verſprochen hat; ich bleibe dabei, daß es ein inkonſtitutio⸗ 
Nei Bug nan beſindet ſich im Irrth 

er Reichskanzler befinde m Irrthum, wenn er E 
daß mit Ausſchließung der Rechnungslegung an den König 22 
auch dem Landtag eine Rechnung nicht abgelegt werden muß. Von 
n an wurde das Recht der Regierung beſtritten, die Sache 
ohne Weiteres geheimzuhalten. Der Miniſterpräſident ſagt zwar, 
es ſei ein Köhlerglaube, daß die Reptilienpreſſe Zuwendungen er⸗ 
halten hätte. Er hat aber ſelbſt Öinzugefügt, er könne es nicht be⸗ 
weiſen, weil die Belege verbrannt ſeien. Graf Eulenburg hat es 
ja ſelbſt Aae ee daß bier und in den Provinzen Zeitungen 
aus geheimen Fonds unterhalten ſind. Das iſt ja das Unglück, 
daß jeder Menſch im Lande glaubt, daß mit dieſen Geheimmitteln 
die ungeheuerlichſten Beſtechungen ausgeübt werden, und wir find 
nicht in der Se die Are Em. . 

- g. Frhr. v. Heereman 2): eine politischen 
Freunde, joweit fie nicht Hannoveraner 1 75 haben Be ner 
ſchlagnahmegeſetz geſtimmt, weil ſie der Ueberzeugung waren, daß 
Gründe für die Sequeſtrirung eines Privatvermögens nicht nach⸗ 
gewieſen waren. Wir glaubten nicht das Privatrecht durchbrechen 
u dürfen. Das Rechts 11 0 iſt nächſt dem religiöfen Gefühl das 

edeutſamſte für das Wohl des Staates. Und dieſes Gefühl muß 
dle Regierung vor Allem Flle ben das iſt bedeutſamer als ſich ein 
Kampfmittel zu ſchaffen. Mit dem Tode des Königs Georg glaub⸗ 
ten wir die Gründe für die Beichlognabme 5 l wir dachten, 
daß Geſetz müſſe aufgehoben werden. Auf die Verwendung des 
Fonds will ich nicht eingehen, aber es 1 nothwendig, ſehr zu 
ſcheiden zwiſchen welfiſcher Agitation und hannoverſcher treuer Ge⸗ 
ſinnung, die ſich nicht fo ſchnell ändern kann. (Sehr gut!) Wenn 
das Geſetz vorgelegt wird, werden wir prüfen, ob Gründe vor⸗ 
handen ſind, welche die Fortdauer der Beſchlagnahme rechtfertigen. 
Wenn wir feine Gründe dafür finden, werden wir gegen die Forts 
daueß des Beſchlagnahmegeſetzes ſtimmen. 5 
bp. 1 (dfr.): Der Reichskanzler meinte, man über⸗ 
treibe im Lande die Wirkung dieſes Fonds, man mache ſich ein 


8 e 
u große Vorſtellung davon, welche mit der beſchränkten Höhe 
des Fonds nicht Abereinfktunnne, & iſt im Lauf der 1 Ar 

ion Mk. 


1 worden, daß der Dispoſitionsfonds mindeſtens 1 
eträgt. Und da dieſe Dispoſition ſchon über 20 Sabre — 
dauert hat, ſo ergiebt ſich, daß eine Summe von 20 bis 30 = 
lionen Mark ohne Kontrolle zur Verfügung der 1 * 9 ge⸗ 
ſtanden hat. Und damit läßt ſich ſchon recht viel Unfug im Lande 
ſtiften. Heiterkeit) Es it ferner feſtgeſtellt worden, daß dieſe 
Summe immer vollſtändig verwendet wurde, daß nie etwas übrig 
geblieben iſt. Der Zweifel, der hier geäußert iſt, ob wirklich Alles 
verwendet ift, tt alſo hinfällig. 

Graf Eulenburg hat ſeiner Zeit uns gegenüber ausdrücklich 
gegen die aeg proteſtirt, als ob die geheimen Fonds in der 
Schublade des Miniſteriums liegen und aber die Verausgabung 
gar keine Rechnungslegung ſtattfinde. Nach der Darſtellung des 
Herrn Reichskanzlers müßte man aber faſt eine derartige Veraus⸗ 
gabungsart vermuthen. Wenn aber dieſe Gelder nicht im Mini⸗ 


ee * * 


— 


fterium, ſondern von entſprechenden Kaſſen verausgabt worden 
find, n den Kaſſen doch eine Arten dazu gegeben worden 
ein, ein Belag, in dem zwar nicht der Zweck der Verwendung 
eht, der aber doch Bezug nehmen muß auf einen Titel, unter 
welchen die Verwendung fällt. Sodann iſt doch die Verwendung 
nicht blos auf Veranlaſſung der Chefs, ſondern auch untergeord⸗ 
neter Behörden geſchehen, und alle dieſe Beamten haben wohl auch 
vom Zweck der Verwendung nähere Kenntniß. Schließlich wiſſen 
doch vor allem die . ſelbfſt ſehr gut, wofür ſie das Geld 
bekommen, und dieſe ſind dann die beſten Zeugen. Bei Verwen⸗ 
dung für . G ulld Uſchlietzlich iſt die Verwendung von 
vornherein klar. Nach alledem iſt das Miniſterium ſehr 7 in 
der Lage, ſelbſt wenn alle Beläge verbrannt ſein ſollten, die Ver 
wendungszwecke im großen und ganzen feſtzuſtellen. 

Mit dem Eintritt des jetzigen Herrn Reichskanzlers in ſein 
Amt hat ja in Bezug auf die Verwendung des Welfenfonds eine 
erhebliche Einſchränkung ſtattgefunden. Aber auch dieſe Verwen⸗ 
dung deckt ſich keineswegs mit dem, was geſetzmäßig iſt. Das iſt 
um ſo wichtiger hervorzuheben, als bis zur weiteren geſetzlichen 
Regelung dieſelbe Verwendungsart noch weiter ftatthaben ſoll. Wir 
aben doch ein Intereſſe daran, im Voraus feſtzuſtellen, welche 

erwendung geſetzmäßig iſt und welche nicht. Darum iſt es von 
Bedeutung, die Rechtsauffaſſung des Herrn Reichskanzlers in dieſer 
Beziehung kennen zu lernen. Im Gegenſatz zu ihm halte ich Ver⸗ 
wendungen für den Bau von Garniſonkirchen für geſetzwidrig, da 
dieſer mit der Abwehr von Unternehmungen des Königs Georg 
abſolut nichts zu thun hat. Herr Miquel ſelbſt hat im Jahre 1877 
alle ſogenannten Verwendungen zu „gemeinnützigen“ Ausgaben als 
durchaus geſetzwidrig bezeichnet, mit denen die Agitation des Königs 
Georg nicht in Verbindung ſtehe. Eine Verwendung nun gar für 
die Wahlen würde eine durchaus unzuläſſige Beeinträchtigung der 
Wahlfreiheit aus dieſem Fonds ſein. 3 

Der Herr Reichskanzler hat zwar eine Aenderung der Ver⸗ 
wendung in Ausſicht geſteht, aber nicht den Inhalt dieſer Aenderung 
angegeben und ehe man die Aenderung beliebt, muß man doch vor 
allen Dingen wiſſen, wozu nunmehr die Verwendung ſtattfinden 
ſoll. Als ich 1882 die einfache Aufhebung des Dispoſitionsfonds 
beantragte, fiel der Antrag namentlich auch gegen die Stimmen 
der Nationalliberalen. Es war aber charakteriſtiſch, daß Bennigſen 
die Ablehnung damit begründete, daß das Geſetz doch in nächſter 
Zeit aufgehoben und das Geld zurückgegeben werden müſſe, 
und man daher zunächſt nichts ändern ſolle. Die Stimmungen 
der Hannoveraner müſſen bei der amderweiten Regelung für 
uns doch in erſter Reihe ins Gewicht fallen. Ich habe gewiß 
keine beſondere Sympathie für die welfiſche Familie, aber die 
Rechtsfrage muß hier doch unter allen Umſtänden in Betracht ge⸗ 
zogen werden. - 

Es ift richtig, daß eine Minderheit der Fortſchrittspartei 1868 
für das Geſetz geſtimmt hat, weil ſie überhaupt die Dotation der 
welfiſchen Familie für Unrecht hielt. Seitdem iſt aber niemals 
aus der Fortſchrittspartei die Neigung hervorgetreten, dieſe Gelder 
wieder den allgemeinen Staatsgeldern hinzuzufügen. Die ein⸗ 
fache Aufhebung des Beſchlagnahmegeſetzes iſt doch auch gar 
nichts ſo Gefährliches. Denn daraus folgt noch keineswegs die 
Verpflichtung, das Kapital auszuliefern, weil in dem Vertrage 
ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, daß es noch eines beſonderen 
Vertrages mit der Welfenfamilie bedarf, bevor das Kapital ſelbſt 
ausgeliefert wird. 5 

In Bezug auf die geheimen Fonds haben wir ſtets eine 
verſchiedene Stellung eingenommen bei den geheimen Fonds zu 
auswärtigen Zwecken und für innere. Die erſteren haben wir 
nicht beanſtandet, wie wir es bei den letzteren gethan haben. Ich 
ſehe indeſſen nicht ein, daß ein ſolches Bedürfniß vorhanden ſein 
ſoll, um dieſe erſteren Fonds zu verzehnfachen. Jedenfalls wird 
es, ehe man das thut, vertraulicher Darlegungen bedürfen. Auf 
keinen Fall aber darf verlangt werden, daß wir uns gewiſſer⸗ 
moben durch Erhöhung jener geheimen Fonds hier i bei 
dieſer Verwendungsfrage, denn die ferne Verwendung iſt eine 
geſetzwidrige. und muß ganz unabhängig von jener Frage geändert 
werden, weil ſonſt das Anſehen der Regierung mehr wie durch 
alles andere geſchädigt wird. (Beifall links.) 

Abg. v. Rauchhaupt (konſ.): Namens meiner Partei habe 
ich zu erklären, daß wir nicht glauben, daß es eine altpreußiſche 
Neigung ſei, den Fonte zu konfisziren, ſondern wir erkennen das 
Privatrecht des Königs von Hannover an, glauben aber, ent⸗ 
ſprechend den Ausführungen des Abg. Richter, duß nach Aufhebung 
des Sequeſtrationsgeſetzes an ſich noch keineswegs eine freie Dis⸗ 
poſition über das Kapital eintritt, ſondern im Wege des Geſetzes 
eine weitere Regelung vorzunehmen iſt. Wir meinen daher, daß 
es gut gethan iſt, daß endlich die feſte Zuſage der Regierung, daß 
der Landtag eine Kontrolle über die Verwendung des Welfenfonds 
haben ſoll, in Erfüllung geht. Wir find dem Miniſterpräſidenten 
dankbar dafür, daß er die Zuſage ge will, und find durch 
ſeine Ausführungen durchaus zufrieden geitellt. 

Abg. Frhr. v. Zedlitz (fr): 39 kann gleichfalls unſere volle 
Beſriedſgung über die Erklärung des Reichskanzlers ausſprechen 
und trete dem Reichskanzler auch darin bei, daß nach dem bis⸗ 
berinen Verhalten des Abgeordnetenhauſes das frühere Miniſterium 
in der ganzen Zeit bona fide gehandelt bat. Auf dieſe Verwen⸗ 
dung des Fonds als Dispoſitionsfonds für auswärtige Zwecke kann 
befanden f. werden, als bis dafür ein entſprechender Erſatz 

en 
„ Abg. Brandenb . gi) erklärt, daß er als von Preußen 
übernommener Beamter und Abgeordneter ſeinen Pflichten auf das 
Getreuſte ſtets nachkommen werde, daß er aber die Regierungser⸗ 
klärungen lebhaft bedauere. ? 

ach unerheblicher weiterer Debatte wird der Titel bewilligt, 
ebenſo der Reit des Etats. 2 

s folgt der Etat der Berg, Hütten und Salinen⸗ 


verwaltung. 

Bei Titel 1 der Ausgaben (Miniſter) bringt 

Abg. Frhr. v. Heereman (tr.) die allgemeinen Arbeiter⸗ 
verhältniſſe zur Sprache, erklärt jedoch, diesmal nicht näher auf 
dieſelben eingehen zu wollen mit Rückſicht auf die neue Ausſtands⸗ 
bewegung in Rheinland und Weſtfalen. Redner iſt der Ueber⸗ 
zeugung, daß nur durch Stärkung der religiöſen Grundlage hier 
ernſtliche Beſſerung geſchaffen werden könne, und verlangt zu dem 
Zwecke Freiheit der Kirche und christliche Geſtaltung der Qule, 
damit nicht ein vH religionsloſes Geſchlecht heranwachſe. Nur 
dann werde man aufhören, Arbeitgeber und Arbeiter in Gegenſatz 
u ſtellen, die doch zuſammengehören. Dazu komme die Förderung 
er chriſtlichen Nächitenliebe, deren Bethätigung gleichfalls ver⸗ 
jöhnend en rag ai 8 

. g. mieding (nl.) ſpricht aus, daß kaum je ein Strike 

frivoler ausgebrochen iſt, wie der — Bergarbeiterſtrike in Rhein⸗ 
land und Weſtfalen, der unter Kontraktbruch erfolgt iſt. Redner 
charakteriſirt die Forderungen der Bergarbeiter als übertrieben und 
ſolche ſozialiſtiſcher Tendenz und giebt zum Beweiſe dafür eine 


Reihe ſtatiſtiſcher Daten. 
Wir hoffen, daß der Ausſtand in 


Miniſter v. Berlepſch: 
naher Zeit aufhören wird. Aber es muß Alles vermieden werden, 
was zur weiteren Aufregung dient (Beifall). Nach wie vor hält die 
Regierung an der Anſchauung left daß Arbeitgeber und Arbeiter 
uſammengehören und ſo lange ich an der Spitze der fiskaliſchen 
Bergverwaltung ſtehe, wird dort jo verfahren werden. Wir haben 
jetzt dell dieser die Arbeiterausſchüſſe eingeführt. Ein weſentlicher 
Vortheil dieſer Einrichtung iſt vor Allem die viel eingehendere Be⸗ 
kanntſchaft mit den Beſtrebungen und Wünſchen der Arbeiter. Die 


“ 5 


5 Bergwerke sollen Mufteranftalten werden nicht bloß in 1 au 
ur 


9 und hygieniſche Vorrichtungen, ſondern vor allem 
die Erziehung des jugendlichen Bergmanns. 

Darauf vertagſt ſich das Haus auf Donnerſtag 11 Uhr 
Gere in der heutigen Berathung und Juſtiz⸗Etat.) 

S luß 4 Uhr. 


Deutſchland. 
Berlin, 29. April. l 
— Ueber die Stellung des Staatsminiſters 
v. Boetticher wird dem „Hamb. Korr.“ offiziös geſchrieben: 


„Ehe jener Zwiſchenfall der öffentlichen Erörterung über das 


roße Geſchenk aus dem Welfenfonds eingetreten iſt, gab es 
nzeichen dafür, daß der Miniſter nicht abgeneigt ſei, ſich bei 
paſſender Gelegenheit auf einen Oberpräſidentenpoſten zurückzu⸗ 
ziehen. Die Neigung hierzu mag inzwiſchen nicht abgeſchwächt 
worden ſein; allein er kann nicht wünſchen, und es darf nicht 
geſchehen, daß er dem falſchen Scheine ausgeſetzt werde, als ſei 
er den Mißdeutungen ſeiner Handlungsweiſe preisgegeben wor⸗ 
den. Schon deshalb fehlte dem neuerdings verbreiteten Ge⸗ 
rüchte jede Glaubwürdigkeit, daß er in aller Kürze, noch vor 
Schluß der Reichs tagsſeſſion, alſo faſt Knall und Fall, feinen 
Abſchied erbitten und erhalten werde. Hierzu kommen noch 
geſchäftliche Gründe, die einen jo raſchen Rücktritt ausgeſchloſſen 
erſcheinen laſſen.“ — 

Berlin, 29. April. In ſeiner 1 1 Plenarſitzung hat der 
Bundesrath den Vorlagen betreffend die für das Jahr 1893 
geplante Weltausſtellung in Chicago, die Feſtellung 
eines Nachtrags zum Reichshaushaltsetat für 1891/92, ſowie be⸗ 
treffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen 
des Reichsheeres ꝛc. zugeſtimmt. 

Bonn, 29. April Der heute früh 9 Uhr von Köln abgegan⸗ 
gene, um 9 Uhr 40 Min. in Bonn eintreffende Schnellzug iſt 
dicht vor Bonn entgleiſt. Zwei Waggons wurden zertrümmert, 
die anderen beſchädigt. Ein Paſſagier erlitt eine Kontuſion am 
Kopfe, ein anderer eine Quetſchung der Bruſt. Die übrigen Paſſa⸗ 
giere wurden durcheinander geworfen, nahmen jedoch keinen 


Schaden. 
Köln, 29. April. Wie die „Köln. Ztg.“ meldet, hat die Sien- 
Uhr⸗ 


bahn⸗Direktion Magdeburg die Kohlenangebote der 
Zechen abgelehnt und die Anbieter zu neuen Verhandlungen 


eingeladen. . . ER, 
Köln, 29. April. Die Bahndirektion Köln ift, wie die „Köln. 


Ztg.“ meldet, vom Eiſenbahnminiſter angewieſen worden, 
die Angebote zur Lieferung von 1086 000 Tonnen Lokomotiv⸗ 
kohlen abzulehnen und neue Angebote entgegenzunehmen. 

Eſſen a. d. Ruhr, 29. April. Die „Rhein.⸗Weſtf. Ztg.“ be⸗ 
ziffert die Zahl der heute früh noch ausſtändigen Bergarbeiter auf 
9500 und fügt hinzu, daß Nachmittag der Ausſtand weiter nach⸗ 


gelaſſen habe. 
Bochum, 29. April. Auf den Zechen der „Hibernia“ iſt auch 
heute auf Frühſchicht Alles angefahren. 5 
Geltenkirchen, 29. April. Auf dem Schacht „Wilhelmine 
Victoria“ ſind von der geſtrigen Nachmittagsſchicht 62 Mann nicht 
angefahren. Heute iſt von dieſem Schacht die ganze Be⸗ 
legſchaft, wie auch die geſammte Morgenſchicht angefahren. 
Im Uebrigen iſt die Lage unverändert. 

Braunſchweig, 29. April. Mit Ermächtigung des Stagts⸗ 
miniſteriums wurden für das ganze Herzogthum ſeitens der Be⸗ 
hörden für den 1. und 3. Mai Verſammlungen unter freiem 
Himmel, öffentliche Aufzüge ſowie die Vernachläſſigung der vor⸗ 
geſchriebenen Polizeiſtunde verboten. 

Karl, e, 29. April. Die von den ſozialdemokratiſchen 
Wahlvexeinen in Karlsruhe und Mühlberg für Sonntag Nachmit⸗ 
ton ee Aufzüge nach benachbarten Ortſchaften find poli⸗ 
zeilich verboten worden. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 29. April. Das Syndikat, welches ſich zur 
Plazirung der im Februar d. J. in der Schweiz und an ver⸗ 
ſchiedenen deutſchen Plätzen emittirten 4½prozentigen Obliga⸗ 
tionen der Bank für orientaliſche Eiſenbahnen gebildet hatte, 
hat ſeinen Beſtand ausverkauft und gelangt in den nächſten 
Tagen zur Auflöſung. 

Kreiſau, 29. April. Der Sonderzug mit dem 
a des Generalfeldmarſchall Grafen Moltke traf 
pünktlich um 2 Uhr hier ein. In dem Zuge befanden ſich 
u. A. der kommandirende General des IX. Armeekorps Graf 
v. Walderſee, der Chef des Generalſtabs Graf v. Schlieffen, 
der Chef der Zentral-Abtheilung des Generalſtabs Oberſt⸗ 
lieutenant v. Goßler, Abgeordnete der Reichstagsfraktionen, 
geführt vom Präſidenten v. Levetzow, eine Deputation des 
Herrenhauſes mit dem Vizepräſidenten Oberbürgermeiſter Böt⸗ 
ticher. Der Sarg wurde abwechſelnd von 12 Unteroffizieren 
des Küraſſierregiments „Großer Kurfürſt“ und Infanteriſten 
des 38. Regiments zur Gruft getragen. An der ſchwarz 
dekorirten Halteſtelle warteten außer den Anverwandten des 
Verſtorbenen der kommandirende General des 6. Armeekorps 
v. Levinski, ferner als Stellvertreter des beurlaubten Ober⸗ 
präſidenten v. Seydewitz der Oberpräſidialrath v. Baurſchmidt, 
der Regierungspräſident Junker v. Ober⸗Conreuth, der Fürſt⸗ 
biſchof Dr. Kopp u. a., ſowie Mannſchaften des Küraſſier⸗ 
Regiments „Großer Kurfürſt“ und des 38. Infanterieregiments 
mit Fahnen. Die Kriegervereine des Schweidnitzer und 
des Waldenburger Kreiſes bildeten Spalier bis zur Gruft. 
Unter den Klängen des Beethoven'ſchen Trauermarſches 
bewegte ſich der Leichenzug zur Gruft. Im Zuge be⸗ 
fanden ſich außer der Generalität, den Deputationen 
des Reichstages und des Herrenhauſes, den Staatsbeamten 
und der Geiſtlichkeit auch zahlreiche Perſonen aus der Um» 
gegend und die Deputationen der Städte, deren Ehrenbürger 
der Verewigte war, wie auch viele Einwohner Kreiſaus mit 
Kränzen. An der Gruft hielt Paſtor Gräditz die Leichenrede 
über die Stelle aus dem Römerbriefe, welche ein Lieblings⸗ 
ſpruch des Verſtorbenen geweſen ſei: „Die Liebe thut dem 
Nächſten nichts Böſes. So iſt nun die Liebe des Geſetzes 
Erfüllung.“ Die Feier, welche nach / Stunde beendet war, 
wurde von Geſang eingeleitet und geſchloſſen. 

Hamburg, 29. April. Der „Hamb. Börſenh.“ wird aus 
Iquique vom 25. d. gemeldet: Die Kongreßtruppen unter 
Führung des Oberſten Holley hätten Copiaco, die Hauptſtadt 


der Provinz Atacama, eingenommen; die Truppen Balmacedas, 


in Stärke von 500 Mann, ſeien nach San Antonio geflohen. 


Das Torpedoſchiff „Almirante Lynch“ ſei in Folge Havarie 
nach Valparaiſo gegangen. f N 

Weimar, 29. April. Der Kaiſer und die Kaiſerin ſind 
heute Nachmittag 1 Uhr hier eingetroffen und vom Groß⸗ 
herzog auf dem Bahnhofe empfangen worden. Vom Bahnhofe 
aus begaben ſich die Herrſchaften durch die mit Flaggen ge⸗ 
ſchmückte Stadt nach dem Schloſſe, auf dem ganzen Wege von 
der Bevölkerung mit Zurufen begrüßt. 

Wien, 29. April. Mehrere Bezirks hauptmannſchaften 
verſchiedener Provinzen haben die für den 1. Mai beabſichtig⸗ 
ten korporativen Kundgebungen der Arbeiter unterſagt; . 
ſind die Arbeiterverſammlungen behufs Feſtſtellung des Ver⸗ 
haltens am 1. Mai durch die Behörden mehrfach verboten 
worden. Die Arbeiter vieler induſtrieller Etabliſſements be⸗ 
ſchloſſen am 1. Mai nicht zu feiern. 

Rom, 29. April. In der Kammer bei der Berathung 
der afrikaniſchen Kolonien befürchtete Bovio die Umwandlung 
der Militärverwaltung in eine Zivilverwaltung. Imbriani bes 
ſtritt die ziviliſatoriſche Miſſion Italiens in Afrika und er⸗ 
wähnt eines Falles, wo 35 beſchlagnahmte Sklavinnen unter 
die Offiziere vertheilt wurden. Rudini proteſtirt gegen ſolche 
unbewieſene, die Ehre Italiens und der italieniſchen Armee 
verletzende Reden. Der Präſident fordert Imbriani zur Zurück⸗ 
nahme auf. Der Kriegsminiſter erklärt, er verlaſſe den Saal, 
wenn Imbriani nicht widerrufe. Imbriani will ſich näher 
erklären, wird jedoch durch Toben und Lärmen unterbrochen. 
Der Präſident ſetzt den Hut auf und ſchließt die Sitzung. 

Die „Tribuna“ erfährt, Imbriani werde dieſen Zwiſchenfall 
durch eine Erklärung erledigen, er wollte lediglich ein Dementi 
des erwähnten Gerüchtes provoziren. Es heißt, der Präſident 
der Kammer beabſichtige zu demiſſioniren, weil er ſeine Würde 
für verletzt erachtet; es wurden jedoch Schritte gethan, um 
ihn von dieſer Abſicht abzubringen. 

Paris, 29. April. Mit Rückſicht auf etwa für den 1. 
Mai geplante Arbeiterkundgebungen wurden die Gewehrhändler 
polizeilicherſeits aufgefordert, die in ihrem Beſitze befindliche 
Munition in Sicherheit zu bringen und ihre Läden zu ſchließen. 
Ebenſo ſind die Händler mit alten Chaſſepotgewehren, Bajo⸗ 
netten und dergleichen mehr aufgefordert worden, dieſelben in 
ſicherem Gewahrſam zu bringen. 

Paris, 29. April. Die parlamentariſche Arbeits⸗ 
Kommiſſion ſetzte das Maximum des Normalarbeitstages für 
Arbeiter in induſtriellen Unternehmungen auf 10 Stunden feſt. 

Brüſſel, 29. April. Die Truppen in den Garniſonen 
der großen Städte werden am 1. Mai konſignirt und die 
Gendarmeriekorps in den Arbeiterzentren verſtärkt werden. — 
Die „Reforme“ bringt ein Telegramm aus La Louviere, wo⸗ 
nach eine zahlreiche Arbeiterverſammlung daſelbſt einſtimmig 
beſchloſſen hat, am 2. Mai allgemein zu feiern. Nach dem⸗ 
ſelben Blatte ſcheinen ſich die Arbeiter in Borinage ebenfalls 
anzuſchicken, einen allgemeinen Streik am 2. Mai ins Werk iu 
ſetzen. Die „Reforme“ beſchwört die Arbeiter, dieſen Fehler 
nicht Es begehen. 

ondon, 29. April. Einer Meldung des „Reuterſchen 
Bureaus“ aus Manipur zufolge find ſämmtliche 3 Kolonnen 
aus Kohima Cacher und Tammu geſtern dort eingetroffen 
und fanden die Stadt und den Palaſt leer und letzteren und 
viele Gebäude vollſtändig geplündert. Noch bevor die Bewoh⸗ 
ner die Stadt verlaſſen hatten, flüchteten ſich der Rajah, der 
Senaputti und die anderen Prinzen gegen Nordweſten. Die 
Kolonnen aus Kuhima und Cachar fanden auf dem Marſche 
keinen Widerſtand. Die Köpfe der engliſchen, von den Mani⸗ 
puris niedergemetzelten Offiziere wurden in der Umfriedung 
des Palaſtes gefunden. 

Chattanooga (Tennefjee), 29. April. Heute Vor⸗ 
mittag 10 Uhr brach ein Feuer auf der Station der Oſt⸗ 
Tenneſſee-Virginia und ⸗Georgia⸗Eiſenbahn aus, welches das 
Stationsgebäude, 100 Güterwagen und ca. 15 in der Nähe 
gelegene Häuſer vollſtändig zerſtörte. Bei Abgang des Tele⸗ 
gramms war man des Feuers noch nicht vollſtändig Herr ge⸗ 
worden. Der Schaden wird bis jetzt auf ca. 1 Mill. Dollars 
veranſchlagt. 


* Newyork, 29. April. Heute find 250 000 Dollars Gold 


zur Ausfuhr nach Europa beſtellt worden. Der nähere Beſtim⸗ 


mungsort iſt nicht bekannt. 

Hamburg, 29. April. Der Poſtdampfer „Ruſſia“ der 
Hamburg ⸗Amerikaniſchen Fe e e iſt, von 
Hamburg kommend, heute Morgen 7 Uhr in Newyork eingetroffen. 

London, 29. April. Der Union⸗Dampfer „Mexican“ iſt 
heute auf der Heimreiſe von Madeira abgegangen. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im April 1891. 


1 Barometer auf 0 
S ee e Wind. | Wetter. 


29. Na 749, | 28 Itarl | beded 22 
29. Abends f 752,6 N mäßig | eiter + 83 
30. Morgs. 7 753.3 S friſch edeckt +80 


Am 29. April Wärme⸗Maximum . 15,8° Celſ. 
Am 29. Wärme⸗Minimum + 8,0 
Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 29. April Morgens 2.32 Meter. 
8 „ 30 Morgens 220 


Celegraphiſche Vörlenberichte. 
onds⸗Kurſe. 


Breslau, 29. April. Feſt. 

3 ½% ige L.⸗Pfandbriefe 97,50, 4% ige ungariſche Goldrente 
92,00, Konſolidirte Türken 18,65, Türkische Looſe 74,50, Breslauer 
Diskontobank 104.25, Breslauer Wechslerbank 102,50, Schleſtſcher 
Bankverein 118,50, Kreditaktien 164,35, Donnersmarckhütte 81,00, 
Oberſchleſ. Eiſenbahn 66,50, Oppelner Zement 92,00, Kramfa 
127,50, Laurahütte 123,75, Verein. Oelfabr. 106,00, Oeſterreichiſch e 
Banknoten 174,90, Ruſſiſche Banknoten 242,75. 
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Be i e RESTE, ET 77G 777 hdd // v EEE LEGTE ZEEEEE e ——— 
Schleſ. Zintaktien — — Oberſchleſ. tegen 110,00, Weizen ſehr rale mitunter eher ſtetiger, engliſcher knapp, Beten (mit Aust von Rauhweizen) per 1000 Kilogramm. 
imedes Kattowitzer Aktien⸗Geſellſchaft für Bergbau umı I wimmender ſehr träge bei weichender N übel Artikel] Loko höher. Termine weſentlich böher. Gekündigt 100 Tonnen. 

Sutienbefrieh ı 121,75, Flöther Maſchinenbau 110,00 ehr 2525 unverändert. — Wetter: Bewölkt Kündigungspreis 239 Mark. Loko 218 —238 Mark nach . 
4½ prozent. Obligationen der Oberſchleſiſchen Geer, ndon, 29. April. Chilt⸗Kupfer 51%¼ per 3 Monat 51½. i 234 Mark, per dieſen Monat —.— Mark 

Aktien⸗Geſe art für 9 u. Hüttenbetrieb in Gleiwitz 101,00. ag 29. April. 96pCt. Javazucker loko 15½ träge. — 237--239,5 bez., per Mal⸗ Juni und per Jun, Jul 
i dn Feſt. Rüsen-Bohauder loko 13½ träge. 233,5— 237 bez., per Juli⸗Auguſt 224,75 —226,5 bez., per Auguſt⸗ 
Lond. echſel 20,427, Seen eichsanleihe 106,05, byrch —, Centrifugal Cuba —. September —, per September-Dftober 211—213—212.75 bez. Geſtern 

85505 ak 80,95, 4proz. Papierrente 80,50, do. Sproz London, 29. April. 95 der Küſte 1 Weizenladung ange⸗ iſt September⸗Oktober auch zu 208 gehandelt. 

88,80, do. 4proz. Goldrente 96,80, 1860er Looſe 124,60, er boten. — Wetter: Bewöl Roggen per 1000 Kilogramm. Loko böber.. Termine ſteigend. 
ungar. Goldrente 2% Italiener 92,80, 1880er Ruſſen Hull, 28. April. Getrelbemartt Engliſcher Weizen ruhig. Gekündigt 50 Sn. Kündigungspreis 196,5 M. Loko 182 bis 
rientanl. 75,65, 3. Orientanl. 75,85, unifiz. Egypter — 55 fremder Base! 1 ſh. niedriger. — Wetter: Wärmer. 198 Mark nach Qualität. Lie 9 ataent 195 M., per dieſen 

30 5 nv e 82 1 Zürfen 18,70, Aproz. türk. Anl. 83 Newyork, pril. Waarenbericht. Baumwolle in New⸗ Monat —.— Mark, per rn Mai 194,75—197,5 bez. per Mais 

roz. portug. An roz. fer 


ente 91,00, Rd 0 et Vork 8 ⅜, do. in New. Orleans 8/16. Raff. Petroleum Standard | Juni 194, 2519519475 —197.25 55 per Juni⸗Juli 194 bis 

umänier 99,80, 6pro3. Eon). Bac 87,30, Böhm. W. eſtb. 306'/,, wblte ine: 9 7.15 Gd., do. "Standard white in Philadelphia 195—194,75—197. bez., per Juli⸗ 81 dal 184,5 —188,5 bez., per 
Böhm. Nordbahn 175, Zentral⸗Paciſic 107,40, 89 110 50 220¼, 6,30—7,15 Gd. Rohes Petroleum in Newyork 6,75, do. Pipe line | September-Oftober 179—181,5—181 

Galtzier 190%, Gotthard ahn 149,60, Heſſ. Ludwigsb. 116,30, Come Eertificates per Mai 67 . Stetig. Schmalz loko 6,95, do. Rohe per 1000 Kilogramm. Feſt iN * kleine 

barden 98, Lübeck⸗Büchen 166,80, Nordweſtb. 1844, Kredſtakt. u. Brothers 7,40. Auder (Fair refining Muscovados) he. Mais | 150— nach Qualität. Futtergerſte 150—16 

£ 262 /, Darmſtädter 152,70, Mitteld. Kredit 103,50, Reichsb. 143,00, (New) per Mai 70 5 Rother Winterweizen loko 120. Kaffee Hafer per 1000 Kilogramm. Loto 1 5 

Distonto⸗Kommandit 192.70, Dresdner Bank 145,70, Pariſer r o⸗) 19¾. Mehl 4 D. 65 C. Getreidefracht 1. — Kupfer höher. Gekündigt —,.— Tonnen. Kündigungspreis — Loko 

Wechſel 80,85, en. er Wechſel 174,85, ſerbiſche Tabaksrente 91, 30. r Mai —,— nominell. Rother Weizen per April —, per Mai 170—186 Mark nach Qualität. Sieferungsauafität 155 Mark, 

ro Spani er 7 117 u, per Juli 113. Kaffee Nr. 7, low orbin. per Mat 17,65, pommerſcher, preußiſcher and ſchleſiſcher mittel bis guter 172— 17, 

ien, 29 Abendbörſe. Ungarifche Kreditaktien 344,90, per Juli 17,42. ) eröffnete 68 ½. feiner 182—184 ab Bahn bez., per dieſen Monat —.— 

EN: Kreditaktien 300,52 ½, Franzoſen 250,50, Lombarden 113,52, — per April⸗Mal 171,%5—172 bez, per we 170—170,5 5 bei. 
| alizier 218,50, Nordweſtbahn 210,75, Elbethalbahn 22,25, öſterr N 85 April. Rother Winterweizen per April fehlt, | ver . Juli 170—169,75—170 bez., per 18 bez lt 159,5 bis 
7 Papierrente 92,65, do. Goldrente 105.60, proz. ung. Mun en per Mai 1 D. 16¼ C. 160,5 199 7 per September⸗Oktober 149.515,75 

101.50, 4proz. do. Goldrente 105,55, Marknoten 57,20, oleon? Berlin, 30. April. Wetter: Prachtwetter. 8 per 1000 Kilogr. Loko feſt. Termine Biber. Gekünd. 

9,27, Bankverein 114,10, Tabakattien 152,00, Alpi — ontar — Pt Kündigungspreis — et 3 184 M. nach 
’ 96,10, Untonbant 239,50, Länderbank 217,10. Fonds: und Aktien⸗Börſe. Qualität, per dieſen Monat —,— Mark, per April⸗Mat 157 —158 
3 Nie de Ayres, 28. April. Goldagio 255.00. in, 29. April. Die heutige Börſe eröffnete wieder in] bez., 159 Gd. per Mai⸗Junt 156,75— 157 bez., per Juni⸗Juli 

de Janeiro, 28. April. Wechſel auf London 17¼. aer Falera und mit weiteren Kursbeſſerungen auf nahezu allen | 154, 25—157 bez., per Juli⸗Auguſt ——, per eptember⸗Oktober 
Produkten⸗Kurſe. erkebrsgebieten; im weiteren Verlauf trat jedoch eine allgemeine 152 bez 
Köln, 29. April. Getreidemarkt. Weizen hieſiger loko Br Abſchwächung der Tendenz ein, da die durch die beruhigenderen Erbien per 1000 Kg. Kochwaare 174—185 M., Futterwaare 
do. fremder loto 25,00, per Mai 24,55, per Juli 24,55. Roggen Se ten über den Bergarbeiterſtrike hervorgerufene zuverſicht⸗ 162 — im M. 2905 Qualität. 
3 Biefiger loko 21,00, fremder loko 21,75, per Mai 20,55, per il lichere Stimmung in Folge der Pariſer Depeſchen über die dortige Noe genmehl Nr. 0 oh 1 per 100 Kilogramm brutto incl. 
; Hafer hieſiger e Dar fremder 18,50. Rüböl loke 6850 Arbeiterbewegung vollſtändig umſchlug Sack. ermine feſt 1 5 Gekündigt —,— Sack. 2 
; — Mal 870. per Oktober 66,50. Bankaktien, welche ihre Kurſe anfänglich um etwa 0,75 bis] digungspreis —.— Mark, per dieſen Monat und per April⸗ M 
* Hamburg, 29. April. Getreidemarkt. Weizen loko feſt, 1 Prozent gegen geſtern erhöhen konnten, mußten ihre Gewinne 26,65 —,9 bez., per Mat-Junt 26,6—.85 bez., per Juni⸗Juli 2555 
; olſteiniſcher loko neuer 222—232. Roggen kur 50 medlen: 5 Theil ſpäter wieder aufgeben und auch inländische ſpekulative bis 8 bez., per Juli⸗Auguſt 25,65—85 bez., per Septbr.⸗Ottober 
urg. loko neuer 195—203, ruſiſch. loko feſt, 150—154. Hafer] Eiſenbahnaktien, welche bei regem Handel meiſt höher einſetzten, 24.65.85 bez. 

bet. — Gerſte feſt. — Rüböl (unverz.) ruhig, 1919 6800. Spiritus 5 bald wieder nach; das Gleiche gilt von allen ausländiſchen Rüböl per 100 Kilogramm mit Faß. Höber. Gekündigt 
; 8 April-Mat 35'/, Br. per Mai⸗Juni 35 ¼ Br., per Juli⸗ Transportwerthen, von denen beſonders Franzoſen und die meiſten — 1 Kündigungspreis M. Loko mit Faß —, loko ohne 
€ 11 36 ½ — per eptemb. ⸗Oktober 374, Br. Kaffee ruhig. ſchweizeriſchen Eiſenbahnaktien reger und zu höheren Preiſen um⸗ —.— ver dieſen Monat, per Apri-Mat und per Mai⸗ 

Umſatz 1500 Sack. — Petroleum * Standard white loko 6,40 gelegt wurden. Montanwerthe wurden in ganz bedeutenden Be⸗ Jun 61,8 62,1 bez., per Juli⸗Auguſt —, per September-Oftober 
85 per Auguſt⸗ De br. 6,70 Br. — Wetter: Schön. en zu erhöhten Anfangskurſen gehandelt, um ſpäterhin den |63—,5 bez., ver November⸗Dezember — ez. 
R - En 3 April. Produktenmarkt. 3 loko matt, m — et Theil der erzielten Welpen wieder aufzugeben; be⸗ Trockene Kartoffelſtärke per 100 Kg. brutto incl. Sack. 
1 rühjahr 9,60 Gd., 9,65 Br., per Mai⸗Jun 4 7 unterlagen Kohlenaktien vorübergehend einem ftärferen | Loko 25,00 M. 

55 Verbſt 9,09 Gd. 9,11 7 — per Frühjahr 7,30 Gd. 740 Angebot. euchte Kartoffelſtärke per April —— M. 

7 N59 8 5 Gd. Mais per Mai⸗Juni 1891 Fremde Fonds und Renten lagen feſt und wieſen durchweg artoffelmehl per 100 Kilogr. brutto incl. Sack. Loko 
683 B Juli⸗ Aout 6.96 Gd., 688 Br. — Kohlraps 5 auf. Im ſpäteren Verlauf befeſtigte ſich unter | 25,00 M. 
— Kaguſt-Sepirnbes 16,70 Gd., 16,80 Br. — Wetter: Regen⸗ Schwankungen die Geſammttendenz wieder und die Kurſe zeigten Spiritus mit 50 M. l . per 100 Ltr. ä 100 
wetter. leichte Beſſerungen. Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. Gefü 505 igt — Ltr. Kündi 
Paris, 29. April. A 8 Weizen Brangofen und Lombarden feſt und höher notirt, Montan= aungspreis — Mark. Loko ohne Faß — 
behauptet, per April 31,20, per Mai 30,60, Maf⸗Au u 30,00, per | werthe erholt, ruſſiſche Fonds und Rubelnoten feruer anziehend. Spiritus mit 70 M. Verb ungsabaahe per 100 Ltr. à 100 
September⸗Dezör. 29,20. — Roggen — 5 ver Ap 80, per] Sehr feſt lagen heimiſche Staatsanleihen. Proz. = 10 000 Ltr. Proz. nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kün⸗ 
September⸗Dezember 19,70. — Mehl beh., per Abri 66,10, Eijenbahnprioritäten hielten ſich ſtill und ziemlich feſt. Auf digungst reis — M. Loko ohne Faß 51,4 bez. 
per Mai 64,10, per Mai⸗Auguſt 64,20, per Geptember-Degember dem Kaſſamarkte herrſchte eine befeſtigte l Spiritus mit 50 M. Verbrauchsabgabe per 100 Liter à 100 
64,50. Rüböl matt, per April 76,50, per Mai 76,50, per Mat- Privatdiskont 2 Proz. Proz. = 10000 Proz, nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kündi⸗ 
Auguſt 77,25, per Septbr.⸗ Dezember 79,50. Spiritus träge, gungspreis — M. Loko mit Faß —, 
er April 41,50, per Mai 41,75, per Mai⸗Auguſt 41,75, per Sep⸗ »Produkten- Börfe. Spiritus mit 70 Mt. Verbrauchsabgabe. Steigend. Gefünd. 
Aa erben 1. — Wetter: Schön. Berlin, 29. April. Von Amerika kamen niedrigere Preiſe; 120 000 Liter. Kündigungspreis 51 Mark. Loko mit Faß — 

Amſterdam, 29. April. Getreidemarkt. Weizen auf Termine auch lauten die Berichte vom übrigen Auslande nicht feſt. Trotz⸗ per dieſen Monat und per Aypril⸗Maf 50,8513 bez., per Mate 
unverändert, per November BE zu Reagan: loko feit, auf Termine dem war unſer Getreidemarkt ſehr feſt und ſteigend, da ſtarke Kauf⸗ Jun n es per Juni⸗Juli 51,1—,7 bez., per Juli⸗ 
unverändert, per Mai 192 a a 190 a 191, per Oktober —. |orbre vorlagen und auch umfangreiche er vorgenommen] August 51,5—,9 bez * eben 2 Septemb er 51 3—9 bez., per 
R per Herbſt —. Rubel Ye 34¼, per Mai 324/,.' per erg 9 8 Preiſe für Weizen unp sem de en um ca. AM. September Ottober per Oktober⸗November —.— 
Herbſt 33. an. ch Hafer lag ſebr feit und ge Sean bei lebhaften Umſätzen | per 7d mer Degener — a 

erdam, = April. en good ordinary 61 ¼. In M. Mais wurde durch einige Deckungen um 8 M. geſteigert, Weizenmehl Nr. 00 9200 — —305, Nr. 0 30.25—28,75 der 
ren April. Bancazinn 54. der Handel war aber geringfügig. Roggenmehl wurde bei leb⸗ Feine Marken über Notiz bezahlt. 

29. April. Getreidemarkt (Schlußbericht.) Fremde haften Umſätzen erheblich höher bezahlt. Rüböl ſteigend. Spiritus Roggenmehl Nr. 0 u. 1 27,00—26,00, do. feine Marken 

Es Zufuhr 6 fell letztem Montag: Weizen 22 350, Gerſte 7590, Hafer war in Erwartung einer ſchwachen Mai⸗Produktion ſehr feſt; auf] Nr. 0 u. 1 28,00—27,00 bez., Nr. 0 1¼ M. höher als Nr. 0 
bedeutende Meinungskäufe ſtiegen die Preiſe ca. 70 Pf. und 1 ver 100 Kilo Br. inkl. Sack. 
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Feste Umrechnung: I Cre sterl. — 20 M. I Doll = 4¼ M. I Rb. — 3 M. 20 Pf., 7 fl. südd. W. 12 M. 1 fl. österr. W. = 2 M. I fl. holl. W. = I M. 70 Pf., I Frano oder | Lira oder I Peseta S 80 Pf. 


Bank-Diskonto. Wechsel v. 29. —— ＋ 774138 + — g 6 4 ½ 102,20 G Warsch-Teres- — gene bz . „Prior, 8 P 8 HEN 3 19 35 . 1 Humd. s } sine > 
Ber er R Pi do. Wien. — 06 | (SM... o. do. VI (rz. 10% I Moabit 123, 
Amsterdam..| 3 8 T. 166,80 bz H0ess. Präm.-A, 3½ 139,75 br do. Rente 5 91,20 be G. Weichselbahn — ie 925 90 Prior. ß do. div.Ser.(rz.109)|4 |101,30 beg passage 3 73,30 G 
ondon . 3- | 8 T. | 20,425 bzG um 80 T. l. 3, 139.0 @ do., do. neue 5 | 91,80 bzG 8. (Lb.)]3 | 66,10 . do. do. (ez. 100 3½ 95,50 bz& | U. d. Linden — | 25,60 G 
Paris. 3 8 T. 80,85 d 3¼ 131,10 G. IStockh. Pf. 87. 4 39,90 bz ru Obligation. 5 [104,60 be Hyp.-Vors.-Cert.|41/,1100,00 G. fBerl.Elektr-w.| 10 1178,10 G 
Wien ann 8 T. !174,85 be 5 7Guld-L.| — | 27,50 bz do. St.- Ant. 87 34, do. Gols frior. : | 99,00 C. do. do. do. H 101,58 b erl. Lagerhof| 0 | 187,UU be 
Fotersburg ..| 44 |3 W. |242,50 be JOldenb, Loose) 3 128,40 8. Span. Schuld. 4 | 75,50 G ; ; 3½ 94,80 dr. do.do.St.-Pr.| 0 114.52 br 
Warschau....| 44 | 8 T. 242,85 bz "Ang 5 5 r Türk.A. 1865in er 24.20 b 0 hies-B 87,000 d 1 3,25 G hrensBr.,Mbt| 0 | 59,75 G. 
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